— 161 2 
Geſetz⸗Sammlung 

| für die | 
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(Nr. 3726.) Bekanntmachung über die unterm 4. April 1853. erfolgte Beſtaͤtigung des 
Statuts des Aktienvereins zur Ausführung des Bratz, Tirſchtiegel, Neu⸗ 
ftadt-Pinner Chauſſeebaues. Vom 23. April 1853. 


es Könige Majeſtat haben das unterm 10. November 1852. vollzogene 
Statut des Aktienvereins zur Ausführung des Braͤtz, Tirſchtiegel, Neuſtadt⸗ 
Pinner Chauſſeebaues mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 4. d. M. zu beftätigen 
geruhet, was nach Vorſchrift des §. 3. des Geſetzes über Aktiengeſellſchaften 
vom 9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht wird, daß das 
Statut mit der Beſtaͤtigungs⸗Urkunde durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Re⸗ 


” 


gierung zu Poſen zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden wird. 
Berlin, den 23. April 1853. 


Der Miniſter für Handel, Ge⸗ 


werbe und oͤffentliche Arbeiten. Der Juſtizminiſter. 
v. d. Heydt. Simons. 
— . — — 
Jahrgang 1853. (Nr. 37763727.) 25 (Nr. 3727.) 


Ausgegeben zu Berlin den 4. Mai 1853. 
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(Nr. 3727.) Geſetz, betreffend die Kompetenz des Kammergerichts zur Unterſuchung und 
Entſcheidung wegen der Staatsverbrechen und das dabei zu beobachtende 
Verfahren. Vom 25. April 1853. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
b Preußen ꝛc. dc. 
verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 


Kompetenz des Kammergerichts und Bildung der Senate 
g deſſelben. 


H. 1. 5 


„Die Unterſuchung und Entſcheidung wegen der in dem erſten Titel des 
zweiten Theils und in den $$. 74., 76. und 78. des Strafgeſetzbuchs vorge: 
ſehenen Verbrechen, mit Einſchluß des Verſuchs und der Theilnahme, erfolgt 
fir den ganzen Umfang der Monarchie durch das Kammergericht. 


§. 2. 


Strafbare Handlungen, welche mit den im 6. 1. bezeichneten Verbrechen 
konnex ſind, koͤnnen mit dieſen zur gleichzeitigen Unterſuchung und Entſcheidung 
vor das Kammergericht gebracht werden. 


§. 3. 


Es werden im Kammergerichte zwei Senate gebildet, deren einer uͤber die 
Verſetzung in den Anklageſtand zu beſchließen, der andere auf Grund muͤnd⸗ 
licher, oͤffentlicher Verhandlung, jedoch ohne Mitwirkung von Geſchworenen, 
5 die en des Angeklagten und über die Anwendung des Geſetzes zu 
erkennen hat. 


Die Zuſammenſetzung derſelben erfolgt bei der jedesmaligen Bildung der 
ubrigen Senate des Gerichtshofes. 


§. 4. 


Der Anklageſenat beſteht aus ſieben, der Urtheilsſenat aus zehn Mit⸗ 
gliedern. 


Zwei⸗ 


. 
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Zweiter Abſchnitt. 


Vorverfahren. 


$. 5. 


Das Verfahren, welches der definitiven Verſetzung in den Anklageſtand 
vorhergeht, findet vor denjenigen Gerichten, welche, abgeſehen von den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes, zuſtändig fein würden, in den für fie vorgeſchriebenen 
Formen Statt. Es werden jedoch die Befugniſſe, welche dem Anklageſenate 
des Appellationsgerichts zuſtehen, von dem Anklageſenate des Kammergerichts 
(F. 3.) ausgeübt. 


Die Zulaͤſſigkeit der Beſchwerde gegen Verfuͤgungen und Beſchluͤſſe richtet 
ſich nach den fuͤr das Kammergericht geltenden Strafprozeß⸗Geſetzen. 


H. 6. 


Der Anklageſenat des Kammergerichts (F. 3.) hat die Befugniß, auf 
den Antrag der Staats anwaltſchaft bei demſelben eine jede zur Zuſtaͤndigkeit 
des Gerichtshofes gehoͤrige Sache zur Einleitung oder Fortſetzung der Vorun⸗ 
terſuchung an ſich zu ziehen. lan 


$. 7. 


Wenn der Anklageſenat des Kammergerichts von der ihm durch den 
H. 6. beigelegten Befugniß Gebrauch macht, fo beauftragt der Vorſitzende mit 
der Führung der Vorunterſuchung einen oder mehrere Richter, welche aus den 
Mitgliedern des Kammergerichts oder aus den Richtern erſter Inſtanz ſeines 
Departements zu entnehmen ſind. Erſcheint es als angemeſſen, daß die Vor⸗ 
unterſuchung durch einen oder mehrere Richter eines andern Appellationsgerichts⸗ 
Bezirks, in welchem die Handlungen der Vorunterſuchung vorzunehmen ſind, 
gefuͤhrt werde, ſo wird der Auftrag hierzu, auf Erſuchen des Vorſitzenden, von 
dem Praͤſidio des betreffenden Appellationsgerichts ertheilt. h 


Eine Einwirkung der Rathskammer findet in den Fällen des $. 6. nicht 
Statt; die Verrichtungen derſelben werden unmittelbar von dem Anklageſenate 
des Kammergerichts wahrgenommen. 


$. 8. 


Wenn nach geſchloſſener Vorunterſuchung die Staatsanwaltſchaft bei dem 
Kammergerichte darauf anfrägt, daß die Aburtheilung der Sache in dem gewoͤhn⸗ 
lichen Verfahren erfolge, ſo iſt der Anklageſenat des Kammergerichts ($. 3.) 
befugt, durch den Beſchluß uͤber die Verſetzung = den Anklageſtand die Ver⸗ 


— 


(Nr. 3727) wei⸗ 


* 
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weiſung der Sache zur Aburtheilung vor dasjenige Gericht auszuſprechen, welches, 
abgeſehen von den Beſtimmungen dieſes Geſetzes, zuſtaͤndig ſein wuͤrde. Dieſes 
Gericht kann ſich alsdann nicht aus dem Grunde fuͤr inkompetent erklaͤren, weil 
die Sache zur Kompetenz des Kammergerichts gehoͤre. 


Dritter Abſchnitt. 
Hauptverhandlungen. 


H. 9. 


Bei der Hauptverhandlung kommen die fuͤr das Verfahren wegen Ver⸗ 
brechen beſtehenden Vorſchriften inſoweit zur Anwendung, als dieſelben ſich 
nicht auf die Mitwirkung von Geſchworenen beziehen. 


Das Kontumazial⸗Verfahren richtet ſich nach den in den Artikeln 34— 45. 
und 50. des Geſetzes vom 3. Mai 1852. (Geſetz⸗Sammlung S. 209. u. f.) 
enthaltenen Vorſchriften, mit der Maaßgabe: 


4) daß an die Stelle des Unterſuchungsrichters des Gerichts, wo das Schwur⸗ 

gericht zuſammentritt (Art. 37. C.), ein von dem Vorſitzenden des Anklage⸗ 

ſenats des Kammergerichts (F. 3.) zu bezeichnender Unterſuchungsrich⸗ 
ter tritt; 


2) daß der oͤffentliche Aushang der Vorladung (Art. 38.) ſtatt am Sitze 
des Schwurgerichts am Sitze des Kammergerichts erfolgt, und 


3) daß an die Stelle der nächſten Sitzungsperiode des Schwurgerichts 
(Art. 39. 40.) ein anzuberaumender Termin tritt, zu welchem eine neue 
Vorladung nicht ſtattfindet. 


§. 10. 


Die Erlaſſung des Urtheils über die Schuld des Angeklagten und tiber 
die Anwendung des Geſetzes erfolgt nach den fuͤr die Urtheile der Gerichtsab— 
theilungen beſtehenden Vorſchriften. 


Im Falle der Stimmengleichheit hat die dem Angeklagten guͤnſtigere 
Meinung den Vorzug. | 1 i 


H. 11. 


Wenn der Urtheilsſenat ſeine Inkompetenz durch e ausgeſprochen 
hat, ſo kann, nachdem daſſelbe rechtskräftig geworden iſt, kein Gericht ſich aus 
dem Grunde inkompetent erflären, weil die That zur Kompetenz des Kammer⸗ 
gerichts gehöre... a N 

$. 12. 


a 


F. 12. 
Die Erkenntniſſe des Urtheilsſenats find der Appellation nicht unterwor⸗ 
fen; es findet gegen dieſelben die Nichtigkeitsbeſchwerde Statt. 


H. 13. 


An den Beſtimmungen über den Militairgerichtsſtand wird durch das 
gegenwaͤrtige Geſetz nichts geaͤndert. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 25. April 1853. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


* N 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. o. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


x 
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(Nr. 3728.) Geſetz wegen Abänderung des Vereins⸗Zolltarifs. Vom 2. Mai 1853. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
e Preußen ꝛc. ꝛc. ö 


Nachdem die Regierungen der zum Zollverein gehoͤrenden Staaten uͤber⸗ 
eingekommen ſind, den fuͤr die Jahre 1846., 1847. und 1848. erlaſſenen Zoll⸗ 
tarif und die denſelben ergaͤnzenden Erlaſſe, welche in Gemaͤßheit Unſeres Er: 
laſſes vom 8. November 1848. bis auf Weiteres in Kraft ſind, in einzelnen 
maß abzuaͤndern, ſo verordnen Wir, unter Zuſtimmung der Kammern, 
was folgt: 


Artikel 1. 


Vom 1. Juli 1853. an, treten folgende Abaͤnderungen des Zolltarifs fuͤr 
die Jahre 1840, 1847. und 1848. und der denſelben ergaͤnzenden Erlaſſe bis 
auf Weiteres in Wirkſamkeit. a 

1. Von nachfolgenden Artikeln find, anftatt der bisherigen Eingangs— 
zollſaͤtze, die beigefügten Sätze zu erheben, und zwar von: 

1) Wein und Moſt, auch Cider, in Faͤſſern eingehend, 6 Nthlr. oder 10 Fl. 

30 Kr. vom Zentner (Poſ. 25. Material: ꝛc. Waaren); 

2) Kaffee, roher, und Kaffee-Surrogate, 5 Rthlr. oder 8 Fl. 45 Kr. vom 

Zentner (Poſ. 25. Material- x. Waaren); ö 

3) Tabacksblaͤtter, unbearbeitete und Stengel, 4 Rthlr. oder 7 Fl. vom Zent⸗ 

ner (Poſ. 25. Material- x. Waaren); 

4) u 8 Rthlr. oder 14 Fl. vom Zentner (Poſ. 25. Material- ꝛc. 
aaren). N 

11. Die Beſtimmung unter Nr. 3. Unſeres Erlaſſes vom 10. Oktober 

1845., die erhöhten Zollſaͤtze für einige Waaren-Artikel betreffend, durch welche 

der Eingangszollſatz fuͤr Franzbranntwein einſtweilen auf 16 Rthlr. oder 28 Fl. 

vom Zentner feſtgeſetzt wurde, tritt außer Kraft und es tritt an deſſen Stelle 

der in dem Zolltarife für die Jahre 1846., 1847. und 1848. vorgeſchriebene 
Eingangszollſatz von 8 Rthlr. oder 14 Fl. vom Zentner in Wirkſamkeit. 


Artikel 2. 
Unſer Finanzminiſter wird mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauf— 
agt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck— 


drucktem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Potsdam, den 2. Mai 1853. 


(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


) (Nr, 3729.) 
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(Nr. 3729.) Bekanntmachung der von den Kammern ertheilten Genehmigung der Verord— 
nung vom 29. Maͤrz 1853., Erleichterungen des Verkehrs zwiſchen den 
Staaten des Zollvereins und den Staaten des Steuervereins betreffend. 
Vom 1. Mai 1853. 


Nacden die, unter Vorbehalt der Genehmigung der Kammern, erlaſſene 
Verordnung vom 29. Maͤrz 1853., 


Erleichterungen des Verkehrs zwiſchen den Staaten des Zollvereins 
und den Staaten des Steuervereins betreffend, 


von beiden Kammern genehmigt worden iſt, wird dieſes hierdurch bekannt 
gemacht. 


Berlin, den 1. Mai 1853. 


Das Staatsminiſterium. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


Redigirt im Vüreau des Staats - Minifteriums. 


Verlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei. 
; (Rudolph Deren) ’ x 
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